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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung einer besonderen Ausgleichsabgabe 
auf eingeführten Branntwein 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Probelm 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat die 
Bundesrepublik Deutschland aufgefordert, die noch bestehenden 
Einfuhrbeschränkungen für Trinkbranntwein sowie die Er- 
hebung einer erhöhten Essigsteuer auf eingeführten Essig zu 
beseitigen. Gegen eine Steuervergünstigung für ältere deut- 
sche Essigerzeugungsbetriebe bestehen verfassungsrechtliche 
Bedenken aus Artikel 3 des Grundgesetzes. 


B. Löung 

Entsprechend einer Empfehlung der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften soll zum Schutze der Erzeuger solcher 
landwirtschaftlicher Rohstoffe, die zu Branntwein verarbeitet 
werden und zum Ausgleich des Preisgefälles zwischen inländi- 
schem und eingeführtem Branntwein auf eingeführte Brannt- 
weine und eingeführte weingeisthaltige Erzeugnisse, die zur 
Herstellung von Trinkbranntwein geeignet sind, eine besondere 
Ausgleichsabgabe (Preisausgleich) erhoben werden, wenn die 
eingeführten Erzeugnisse nicht einem autonomen oder vertrags- 
mäßigen Zollsatz des gemeinsamen Zolltarifs der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft unterliegen. 

Die Steuerverschärfung bei eingeführter Essigsäure und die 
Steuervergünstigung für ältere deutsche Betriebe sollen ent- 
fallen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Summe der Maßnahmen führt zu geringfügigen Mehrein- 
nahmen des Bundes (etwa 2,8 Millionen DM jährlich). 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Erhebung einer besonderen Ausgleichs- 
abgabe auf eingeführten Branntwein 

— Drucksache VI/1222 — 


A. Bericht des Abgeordneten Junghans 

L 31 20 vom 9. Fobrudr 1970), in der die Bundes- 
republik u. a. aufgefordert worden war, die noch 
bestehenden Beschränkungen für Trinkbranntwein 
zu beseitigen. Gleichzeitig hat die Kommission der 
EG aber das deutsche Branntweinmonopol als 
nationale Marktordnung und die uneingeschränkte 
Öffnung des deutschen Marktes für die Erzeugnisse 
der übrigen Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten einer 
gemtünschaftlichen Marktregelung als nicht zumut- 
bar anerkannt. Gemäß Artikel 37 des EWG-Ver- 
trages hatte die Kommission der EG deshalb auch 
u. a. empfohlen, bei der Einfuhr von „alkoholischen 
Getränken" (Trinkbranntweine, die üblicherweise 
neutralen Branntwein enthalten) aus anderen Mit- 
gliedstaaten eine derartige Ausgleichsabgabe zu 
erheben. 

Das Gesetz geht über die Empfehlung der Kom- 
mission der EG hinaus, indem es gemäß Artikel 37 
Abs. 4 des EWG-Vertragos den Absatz von Mono- 
polsprit aus inländischen landwirtschaftlichen Roh- 
stoffen auch gegenüber eingeführten exportbegün- 
stigten Branntweinen aus Wein und Obst sichert. 

Der Finanzausschuß hat empfohlen, Artikel 1 
Abs. 3 des Gesetzes wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Preisausgleich gilt als Verbrauch- 
Steuer im Sinne der Reichsabgabenordnung"; 

dies entspräche dem in vergleichbaren Fällen üb- 
lichen Sprachgebrauch und solle möglichen Beden- 
ken der Kommission der EG Vorbeugen. Der Aus- 
schuß für Wirtschaft ist dieser Empfehlung gefolgt. 

Bonn, den 9. November 1970 

Junghans 

Berichterstatter 
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Der Gesetzentwurf - - Drucksache W1222 — 
wurde vom Bundestag in der 72. Sitzung in erster 
Lesung beraten und an den Ausschuß für Wirt- 
schaft am 14. Oktober 1970 federführend, an den 
Finanzausschuß sowie an den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend über- 
wiesen. Der Finanzausschuß hat in seiner 22. Sit- 
zung am 15. Oktober 1970 die Vorlage beraten und 
bei grundsätzlicher Zustimmung die Änderung einer 
Formulierung empfohlen. Der Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat in seiner Sit- 
zung am 5. November 1970 ebenfalls zugestiinmt 
mit der Maßgabe der Empfehlung des Finanzaus- 
schusses. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 
22. Sitzung am 5. November 1970 die Vorlage be- 
raten und die Empfehlung des Finanzausschusses 
übernommen. 

II. 

Die vom Gesetz vorgesehene Abgabe soll den be- 
stehenden Preisunterschied zwischen dem reinen 
Warenpreis für Branntwein, den die Bundesmono- 
polverwaltung zur Flerstellung von Trinkbrannt- 
wein abgibt, und dem niedrigsten Preis, zu dem 
neutraler Branntwein im Ausfuhrland — gegebenen- 
falls im Wege der Einfuhr — bezogen werden kann, 
ausgleichen. 

Das Gesetz entspricht einer Empfehlung der Kom- 
mission der EG vom 22. Dezember 1969 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften G 1203 B Nr. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1222 — mit der 
Maßgabe, Artikel 1 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Preisvergleich gilt als Verbrauchsteuer 
im Sinne der Reichsabgabenordnung", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 9. November 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Junghans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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